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Vertrauensperson bestimmen
VORSORGEAUFTRAG Mit zunehmendem Alter können die geistigen Kräfte nachlassen. Ein Vorsorgeauftrag

an vertraute Personen hilft, die Finanzen im eigenen Interesse zu verwalten.
Ralph P. Schuler

Die Finanzierung der Altersvor-
sorge und des Ruhestands ge-
winnt für die meisten von uns

markant an Bedeutung. Einerseits müs-
sen wir ein längeres Leben und allenfalls
höhere Pflegekosten finanzieren. An-
derseits sinken die Renditen an den Ka-
pitalmärkten und die Umwandlungs-
sätze der Pensionskassen. Das Alterska-
pital muss also in der Aufbauphase stär-
ker dotiert, effizienter verwaltet, struk-
turiert und in der Verzehrphase länger
gemanagt werden. Doch gerade der
letzte Aspekt könnte eine Herausforde-

«Für ausserordentliche
Rechtshandlungen ist

die Zustimmung
der KESB erforderlich.»

rung darstellen, lässt doch mit zuneh-
mendem Alter bei einigen die Urteilsfä-
higkeit nach. In selteneren Fällen kann
sie schon früher durch Krankheiten oder
Unfälle beeinträchtigt werden.
Ist ein urteilsfähiger Ehe- bzw. eingetra-
gener Partner vorhanden, kann er zwar
bestimmte Funktionen übernehmen.
Das beschränkt sich aber auf die Vertre-
tung für Rechtshandlungen zur De-
ckung alltäglicher Bedürfnisse. Für
ausserordentliche Rechtshandlungen
wie das Management geschäftlicher
Aktivitäten, den Verkauf oder Kauf von
Immobilien und Wertschriften, die Neu-
verhandlung von Hypothekarkrediten
oder nur schon die Steuerung der Anla-
gestrategie ist die Zustimmung der Kin-
der- und Erwachsenenschutzbehörde
KESB erforderlich.

WAS DIE KESB UNTERNIMMT

Wird also jemandem von der KESB die
Urteilsfähigkeit abgesprochen, kann er
nicht mehr ohne weiteres direkt von sei-
nem vertrauten Anwalt oder Treuhänder
bzw. Vermögens- oder Finanzberater
betreut werden, sondern nur noch unter
Aufsicht der KESB bzw. des Beistands,
der von der KESB bestimmt wird. Der
Beistand ist sogar befugt, laufende Ver-

mögensverwaltungsverträge neu auszu-
schreiben. Da helfen auch Vollmachten
nicht immer weiter, verfallen sie bei
Urteilsunfähigkeit doch in der Regel.

Ausserdem sind zeitnahe Ent-
scheide zu finanziellen oder geschäft-
lichen Fragen erschwert, da die Prob-
lemstellungen den behördlichen Bei-
ständen oft nicht in der erforderlichen
Tiefe geläufig sind und Abklärungen
Zeit beanspruchen.

EINSCHRÄNKUNGEN VERMEIDEN
Damit besteht das Risiko, dass die Be-
treuung durch eine langjährige Vertrau-
ensperson verloren geht, die die Bedürf-
nisse und die Situation des Betroffenen
bestens kennt und fähig ist, in seinem
Interesse zu handeln. Bei den Beistän-
den handelt es sich aber in der Regel um
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Amtsbeistandschaft oder 'der Sozial-
behörde, die zum Betroffenen noch nie
in irgendeiner Beziehung standen und
seine persönlichen Verhältnisse und Vor-
lieben überhaupt nicht kennen.

Die persönliche und finanzielle Be-
vormundung kann - zusätzlich zu den
schon bestehenden Krankheitssympto-
men - zu weiteren unliebsamen Ein-
schränkungen der Lebensqualität füh-
ren. So kann es passieren, dass Ausga-
ben für geliebte Gewohnheiten wie
Ferienreisen oder geschätztes Pflegeper-
sonal gestrichen und Kosten für neue Be-
dürfnisse nicht genehmigt werden.

WEITER VERFAHREN WIE BISHER
Wer im Falle einer Urteilsunfähigkeit
nicht von der Einschätzung des Staates
abhängig sein will, kann mit einem
Vorsorgeauftrag eine von der KESB an-
geordnete Beistandschaft vermeiden
und selbst bestimmen, wer die Perso-
nen- und die Vermögenssorge über-
nehmen soll. Die Personensorge regelt
hauptsächlich Entscheide in Privat-
angelegenheiten, die Gesundheit und
Wohnen betreffen.

Die Vermögenssorge regelt die Ver-
waltung des Vermögens, der Bankkon-
takte und die Weiterführung von unter-
nehmerischen Aktivitäten. Im Vorsorge-
auftrag kann man eine oder mehrere na-
türliche oder juristische Personen be-
stimmen, mit denen man schon seit Jah-
ren zusammenarbeitet und zu denen
man volles Vertrauen hat. Diese Perso-

nen müssen voll handlungsfähig sein,
also volljährig und urteilsfähig.

Im Todesfall verliert der Vorsorge-
auftrag seine Gültigkeit. Die Verteilung
der Hinterlassenschaft wird durch das
Erbrecht bestimmt. Abweichungen da-
von müssen via Testament und Erbver-
trag festgelegt werden. Derartige Doku-
mente müssen ebenfalls im Vollbesitz
der geistigen Kräfte aufgesetzt werden.
Falls der Betroffene noch nicht pensio-
niert ist und über Vermögen in der zwei-
ten Säule verfügt, müssen spezielle Re-
gelungen getroffen werden, da dort das

Erbe anders geregelt ist als im Erbrecht.
Am besten werden Vorsorgeauftrag so-
wie die testamentarischen und erb-
rechtlichen Verfügungen koordiniert
und gleichzeitig aufgesetzt. Für interna-
tional verankerte Familien sind die di-
versen ausländischen Rechtsprechun-
gen zu beachten. Professionelle Bera-
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tung kann zur Klarheit beitragen und
den Familienfrieden wahren.

Ralph P. Schuler, Mitglied der
Geschäftsleitung und Partner,
Swisspartners Wealth Services

WAS ES ZU BEACHTEN GILT
Bester Zeitpunkt für Vorsorgeauftrag
Am besten sofort. Die Urteilsfähigkeit
kann auch in jüngeren Jahren (Krank-
heit, Unfall) beeinträchtigt werden.

Gesetzliche Formvorschriften
Damit der Auftrag rechtsgültig ist,
muss er entweder komplett von Hand
geschrieben, datiert und unterzeichnet
sein oder notariell beglaubigt werden.
Die Pflichten für die beauftragte Per-
son müssen klar definiert sein. Für den
Fall, dass diese Person aus irgendeinem
Grund ausfällt, empfiehlt es sich, eine
zweite Person zu bestimmen.

Entschädigung
Die Entschädigung für die beauftragte
Person muss erwähnt sein. Ist dies im
Vorsorgeauftrag nicht klar geregelt,
legt die KESB eine Entschädigung fest.

Gültigkeit
Der Vorsorgeauftrag wird erst gültig,
wenn Urteilsunfähigkeit eingetreten
ist. Sollte die Urteilsfähigkeit zurück-
gewonnen werden, erlischt die Wirkung
des Vorsorgeauftrags. Der Vorsorge-
auftrag kann vor Eintritt der Urteils-
unfähigkeit jederzeit geändert,
widerrufen oder vernichtet werden.

Handlungsfähigkeit
Handlungsfähigkeit bedeutet, durch

' eigene Handlungen Rechte und Pflich-
ten zu begründen. Als handlungsfähig
gilt im schweizerischen Rechtssystem
jede Person, die volljährig (das heisst
achtzehnjährig) sowie urteilsfähig ist.

Als urteilsfähig gilt jemand, der in einer
konkreten Lebenssituation «vernunft-
gemäss» handeln kann, also die Trag-
weite des eigenen Handelns begreift
und fähig ist, sich entsprechend dieser
Einsicht zu verhalten. Fehlt es an
dieser Urteilsfähigkeit, können in der
Regel keine rechtlichen Wirkungen
erzeugt werden.

Hinterlegungsort

Der Vorsorgeauftrag sowie die Patien-
tenverfügung können beim Anwalt,
beim Treuhänder oder beim Finanz-
berater hinterlegt werden. Im ansässigen
Kanton kann der Vorsorgeauftrag
alternativ auch bei der KESB hinterlegt
werden. Die Errichtung eines Vorsorge-
auftrags sowie der Hinterlegungsort
können zusätzlich bei dem Zivilstands-
amt in einer schweizweiten Datenbank
registriert werden.

Vertretungsrecht der Ehepartner
Ehepartner oder eingetragene Partner
haben das Vertretungsrecht für ihre
betroffenen Partner. Dies beschränkt
sich auf Rechtshandlungen, die zur
Deckung alltäglicher Bedürfnisse nötig
sind, zum Beispiel das Abrechnen mit
der Krankenkasse oder dem Heim
sowie die Erledigung des Post- und
Mailverkehrs. Bezüglich Verwaltung
des Einkommens sowie der übrigen
Vermögenswerte ist es dem Partner
lediglich erlaubt, Geld vom Konto
abzuheben, um alltägliche Einkäufe zu
machen oder die üblichen Rechnun-
gen zu bezahlen.


